
ANTRAG 

der Abgeordneten Verzetnitsch, Annemarie Reitsamer 

und Genossen 

XOCGP. .. NR 
NI:. 110q JA ' 

frIs, 1 3. Nov.1995 

betreffend ein Bundesgesetz. mit dem das Arbeitsruhegesetz, das Sonn- und Feiertags­

Betriebszeitengesetz. das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, das Bundesgesetz 

BGB!. Nr. 835/1992. das Urlaubsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 

Arbeiterkammergesetz 1992, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Beamten­

Kranken- und Unfallversicherungsgesetz geändert wird (Sozialrechtsänderungsgesetz 1995) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsruhegesetz, das Sonn- und Feiertags-Betriebszeitengesetz, 

das Bauarbeiter-UrIaubs- und Abfertigungsgesetz, das Bundesgesetz BGBL Nr. 835/1992, das 

Urlaub�gesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Arbeiterkammergesetz 1992, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Beamten-Kranken- und 

Unfallversicherungsgesetz geändert wird (Sozialrechtsänderungsgesetz 1995) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

b:Jer\mg' des· Arbeitsruhegesetzea 

Das Arbeitsruhegesetz, BGBl. Nr. 144/1983, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. Nr. 446/1994, wird wie fOlgt geändert: 

1.. § 7 a entfällt. 

2. Nach § 1.3 wird folgender § 1.3 a samt tJberschrift eingefilgt;: 

"Sonderregelung für den 8. Dezember 
" 

§ 13 a. Die Beschäftigung von Arbeitnehmern am 8. Dezember in Verkaufsstel-
len (§ 1 Abs .  1 bis 3 des Offn1.mgszeitellgesetzes 1991, BGB!. Nr. 50/1992) kann 
durch Kollektivvertrag zugelassen werden, wenn dar 8. Dezember nicht auf einen 
Sonntag fällt. Der Arbeitnehmer hat das Recht, die BeSchäftigung am 8. Dezember 
auch ohne Angabe von Gründen innerhalb einer durch Kollektivvertrag festzUle­
genden Frist abzulehnen. Kein Arbeitnehmer darf wegen derWeigenmg, am 
8. Dezember der Beschäfti;lm9 nachzugehen, in welcher Art imner benachteiligt 
werden." 

3,· Nach § 33 Abs . 1. b wird folgender Abs . 1. c eingefügt: 

"(1 c) § 13 ain der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. XXXXX tritt mit 
1. Dezember 1995 in Kraft. Mit diesem Tag tritt auch § 7 a außer Kratt." 

(J:\ASOZ\'iOI.A:-i'ffi\J\TSC lI.RÄ( j, ()oe 
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Artikel 11 

Xr:de� des Sonn- und Feiertags-Betriebszeitengesetzes 

Das Sonn- und Feiertags�Betriebszeitengesetz, BGBl. Nr. 129/1984, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl . . Nr. 730/1990, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 a entfällt. 

2. Nach § 7 Abs . 1 wird folgender Abs . la eingefügt: 

"(la) § 3 a tritt mit 1. Dezember 1995 außer Kraft." 

Artikel 111 

lnderung des Bauarbeiter-urlaubJ- um Abfertigungsqesetzes 

Das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigtmgsgesetz, BGBl. Nr. 414/1972, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 335/1993, wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 3 wird nach lit. fder Punkt durch einen Strichpunkt. ersetzt 
W'ld folgende lit. gangefügt: 

"g) Zeiten einer Ausbildung in einer Bauhandwerkerschule gemäß § 59 SChulor­
ganisationsgesetz , BGBl. Nr. 435/1995, in der jeweils geltenden Fassung." 

2. § 6 lautet: 

"§ 6. (1) Als Anwartschaftswoche gilt eine Kalenderwoche , in die Be­
schäftigUngszeiten nach § 5 fallen, sofern diese nicht weniger als 30 Stunden 
betragen. 

(2) Für Arbeitnehmer, deren regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit auf Grund 
einer Vereinbarung abweichend von der für die Arbeitnehmer des Betriebes sonst 
geltenden regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit weniger als 30 Stunden 
beträgt, gilt eine Kalenderwoche auch dann als Anwartschaftswoche, .wenn in sie 
BeschäftigUngszeiten nach § 5 fallen, die insgesamt nicht kürzer sind als das 
vereinbarte Ausmaß der wöchentlichen Arbeitszeit. 

(3}Die Voraussetzung des Abs . 1 gilt auch in jenen Fällen als erfüllt, in 
denen auf Grund anderer Verteilung der Normalarbeitszeit in einzelnen Kalender-
wochen weniger als 30 Stunden gearbeitet wird." . 

3. In § 11 Abs . 1 wird der Ausdruck "§ 7 Abs . 2 und 5" ersetzt durch den 
Ausdruck H§ 7 Abs. 2 tmd 6". . 

4. § 15 Abs . 5 erster satz lautet: 

"Der Beirat einer Landesstelle der Urlaubs:... und Abfertigungskasse besteht 
aus zwei Vertretern der Arbeitgeber, die von der örtlich zuständigen Wirt­
schaftskarrl'ner, und aus zwei Vertretern der Arbeitnehmer, die von der örtlich 
zuständigen Kanrner für Arbeiter und Angestellte entsendet werden." 

5�§ 20 Abs . 1 lautet: 

. "(l.) Ergibt sich in einem Geschäftsjahr für den sctchbereich der Urlaubsrege­
lung ein Gebarungstiberschuß, so kann der Ausschuß beschließen, aus diesem Ober-
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schuß Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitssicherheit und des Gesundheits­
schutzes der Arbeitnehmer oder soziale Einrichtungen oder Einrichtungen, die 
der Aus- und Weiterbildung der diesem Bundesgesetz unterliegenden Personen 
dienen, zu fördern. "  

6. § 21 a Abs. 4 lautet: 

"(4) Ist vertraglich eine kürzere wöchentliche Arbeitszeit als 30 Stunden 
vereinbart, so ist der gemäß Abs. 3 erhöhte kollektiwertragliche Stundenlohn 
mit der Anzahl der für den Arbeitnehmer auf Grund der Vereinbartmg geltenden 
wöchentlichen Arbeitsstunden zu multiplizieren und das Produkt durch die Anzahl 
der für die übrigen Arbeitnehmer des Betriebes geltenden regelmäßigen wöchent­
lichen Arbeitsstunden zu dividieren." 

7. In § 34 Abs. 3 letzter Satz wird derAusdruck n§ 3 Abs. 4" ersetzt durch 
den Ausdruck "§ 3 Abs .  5". 

8. Nach § 40 Abs. 1 a wird folgender Abs. 1 beingefügt: 

"(1 b) § 4 Abs. 3 lit. g in der FasSlmg des Bundesgesetzes BGBL Nr. XXXXX 
tritt mit 1. November 1995 in Kraft. § 6, § 11 Abs .  1, §15 Abs .  5 erster satz, 
§ 20 Ahs. 1, § 21a Abs .  4 und § 34 Abs. 2 letzter Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. XXXXX treten mit 1. Jänner 1996 in Kraft. 

Artikel IV 

ÄnderuD;l des amdesgesetzes 00Bl. Rr. 835/1992 

1. In Artikel 111 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 835/1992 wird jeweils 
der Begriff "Beitragsperiode 1996" durch den Begriff "Beitragsperiode 1997" 
ersetzt. 

2. In Artikel 111 Abs. 2 und 3 des Bundesgesetzes EGEl. Nr. 835/1992 wird 
jeweils das Datum "31. Dezember 1995" durch das Datum "31. Dezember 1996" 
ersetzt. 

Artikel V 

lOOerung des Ur1aubsgesotzes 

Das Bundesgesetz betreffend die Vereinheitlichung des Urlaubsrechtes und die 
Einführung einer Pflegefreistellung (Urlaubsgesetz), 13GBL Nr. 390/1976, zu­
letzt geändert durch BGBl. Nr. 502/1993, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 Abs. 2 wird folgender satz angefügt: 

"Der Urlaubsanspruch wird durch Zeiten, in denen kein Anspruch auf Entgelt 
besteht, nicht verkürzt, sofern gesetzlich nicht allsdrücklich anderes bestirTmt 
wird." 

2. Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Ist zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses der Arbeitnehmer 
an der Dienstleistung verhindert, ohne daß der Anspruch a'llf das Entgelt zur 
Gänze fortbesteht, so ist bei Berechnung der Urlaubsentschädigung das unge-

409/A XIX. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 3 von 34

www.parlament.gv.at



schmälerte Entgelt zugrunde zu legen, das zum Beendigungszeitpunkt bei Fortfall 
der Dienstverhinderung zugestanden wäre." 

3. Dem § 10 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Bei Berechmmg der Urlaubsabfindtmg ist § 9 Abs .  1 letzter satz sinngemäß 
anzuwenden. " 

4: Dem § 19 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) § 2 Abs .  2, § 9 Abs . 1 und § 10 Abs .  1 dieses Bundesgesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetzes EGEl. Nr. XXXXX treten mit 1.12.1995 in Kraft und 
gelten ab dem Urlaubsjahr , das im Jahr 1994 begonnen hat." 

Artikel VI 

lnderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, EGEL Nr. 560/1978, zuletzt geän­
dert durch das Bundesgesetz EGEL Nr. 297/1995, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 253 Abs. 2 wird der Ausdruck "30. Jtmi 1993" durch den Ausdruck 
"30. Juni 1995" ersetzt. 

2. Nach § 253 wird folgender § 264 angefügt: 

"§ 264. § 263 Abs . 2 in der FasS\mg des Bundesgesetzes 8GBL Nr. XXXXX tritt 
arn 1. Jänner 1996 in Kraft. " 

Artikel VII 

Änderung des Arbeiterkanmergesetzes 1992 

Das Arbeiterkammergesetz 1992, BGBL Nr. 626/1991, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 661/1994, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 45 wird folgender § 45a samt tJberschrift eingefügt: 

"Befragl,mg der Kammerzugehörigen 

§ 4Sa. (1) Die Arbeiterkammern und die Blmdesarbeitska.rrrner sind im Sinne des 
Datenschutzgesetzes, EGal. Nr. 565/1978, in der jeweils geltenden Fassung 
ermächtigt, die zur Durchfühnmg einer Befragung der Kanvnerzugehörigen im Jahr 
1996 notwendigen personenbezogenen Daten(§ 45) zu ermitteln und zu verar-
beiten. 

. 

(2) Für die Mitwirkung der Sozialversicherungsträger, der Krankenfürsorge­
einrichtungen und der Arbeitgeber bei der Erfassung der Ka.mnerzugehörigen gilt 
§ 33 sinngemäß mit der Maßgabe, daß die ansonsten dem Wahlbüro und den Wahlbe­
hörden übertragenen Aufgaben von der ArbeiterkaImler wahrzunehmen sind. " 

2. § 100 Abs . 3 lautet: 

"(3) § 34 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 314/1994 tritt mit 
1. Juli 1994 in Kraft. § 93 Abs . 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 
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661/1994 tritt mit 1. Jänner 1995 in Kraft. § 45a in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBL Nr. XXXXX tritt mit 1. Jänner 1996 in Kraft." 

. 

Artikel VIII 

Änderung des Allgemeinen SOzialversicberungsgesetzes 

Das A.llgemeine Sozialversicherungsgesetz - ASVG, EGEL Nr . 189/1955, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 475/1995, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 33 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Klanrnerausdruck der Ausdruck 
"unter Bedachtnahme auf § 45a Arbeiterkammergesetz 1992, BGBl. Nr. 626/1991," 
eingefügt. 

2. Dem § 82 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

"(4) Soweit die Versicherungsträger zur Kitwirklmg an der Durchführung der' 
den Arbeiterkarnmern und der Bundesarbeitskammer übertragenen Aufgaben durch 
Erhebung, Speicherung und Weitergabe von Daten gemäß § 45a Arbeiterkammergesetz 
1992 verpflichtet sind, gebührt ihnen zur Abgeltung der Kosten eine Vergütung, 
deren Höhe der Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen nach Anhörung der beteiligten Stellen festsetzt." 

3. § 460 c zweiter Satz lautet: 

"Zu den imen gesetzlich übertragenen Aufgaben zählt auch die Obermitthmg 
der bei der Erhebung der im § 27a des Krankenanstaltengesetzes vorgesehenen 
Kosteru�iträge und der gemäß § 45a Arbeiterkammergesetz 1992 zum Zwecke der 
Erfassung der Kammerzugehörigen notwendigen Daten." 

4. Nach § 559 wird folgender § 560 angefügt: 

"§ 560. Die §§ 33 Abs. 1, 82 Abs. 4 tmd 460 c in der Fassung des Bundesge­
setzes EGEL Nr. XXXXX treten mit 1. Jänner 1996 in Kraft.1I 

Artikel IX 

Änderung des Beamten:-Kranken- und lJnfallversicherungsgeset.zes 

Das Bearnten-Kranken- tmd Unfallversicherungsgesetz, BGBL Nr. 200/1967, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 297/1995, wird wie folgt 
geändert: 

1. Im § 12 Abs. 1 wird nach dem Ausdruck "binnen einer Wcche" der Ausdruck 
"unter Bedachtnahme auf § 45a Arbeiterkammergesetz 1992, BGBL Nr . 626/1991," 
eingefügt. 

2. Nach § 27 wird folgender § 27a eingefügt: 

"Vergütung für die Mitwirkung an fremden Aufgaben 

§ 27a. Soweit die Versicherungsanstalt zur Mitwirklmg an der Durchführung 
der den Arbeiterkammern und der Bundesarbeitskammer übertragenen Aufgaben durch 
Erheb�ng, Speicherung und Weitergabe von Daten gemäß § 45a Arbeiterkammergesetz 
1992 verpflichtet ist, gebührt ihr zur Abgeltung der Kosten eine Vergütung, 
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deren Höhe der Bundesminister für Arbe i t \md SOziales im Einvernehmen· mit dem 
Bundesminister für Finanzen nach Anhörung der beteiligten Stellen festsetzt." 

3. § 159a zweiter Satz lautet: 

"Zu den ihr gesetzlich übertragenen Aufgaben zählt auch die übermittlung der 
bei der Erhebung der im § 27a des Krankenanstaltengesetzes vorgesehenen Kosten­
beiträge und der gemäß § 45a Arbeiterkammergesetz 1992 zum Zwecke der Erfas­
sungder Kammerzugehörigen notwendigen Daten." 

4. Nach § 179 wird folgender § 180 angefügt: 

"§ 180. Die §§ 12 Abs .  1, 27a . \md 159a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. XXXXX treten mit 1. Jänner 1996 in Kraft." 

[n formeller Hinsicht wirdvorgeschlagen den gegenständlichen Antrag unter Verzicht auf 
eine erste Lesung dem Ausschuß für Arbeit und Soziales zuzuweisen. 
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Probleme: 

Wegen des vorzeitigen Endes der XIX. Gesetzgel:'1..mgsperiode ist es . ein arbeits­

und sozialrechtliches Erfordernis, noch in diesem Jahr Gesetzesänderungen durch­
zuführen: 

- Nach geltendem Recht kann die Beschäftigung von Arbeitnehmern am 8. Dezember 
in Verkaufsstellen nur zugelassen werden, wenn dieser Tag auf einen Samstag 
fällt. 

- So ist die tlbergangsregelung hinsichtlich der Refundierung der von der Bauar­
beiter- Urlaubs- und Abfertigungskasse im Insolvenzfall des Arbeitgebers gelei­
steten Abfertigungszahlungen durch den Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds mit 31. De­
zember 1995 befristet. Ein Auslaufen dieser Obergangsregelung würde zu einem 
gespaltenen Zuschlagssatz und sowohl bei den Betrieben als auch bei den mit. der 
E��ebung des Zuschlags betrauten Krankenversicherungsträgern zu zusätzlichem 
administrativen Aufwand führen. Auch wäre mit dem Auslaufen der Obergangsrege­
lung keine finanzielle Entlastung des Insolvenz-Ausfallgeld-Fond verbunden. Zu 
klären ist weiters die Frage, wie die Zeiten des Besuchs einer Bauhandwerker­
schule nach dem BUAG behandelt werden sollen. 

- Die mediale Aufarbeitung der OGH-Judikatur aus dem Jahr 1994 führte im Jahr 
1995 zur Unsicherheit über den Urlaubsanspruch bei langen Krankenständen. 

- Härtefälle bei Versicherten nach dem GSVG. 

- Die Arbeiterkammern werden 1996 eine Befragung der Kammerzugehörigen durchfüh­
ren. Dazu benötigen sie Daten der Kammerzugehörigen , um diese zur Teilnahme an 
der Befragung einzuladen bzw. um die Befragung überhaupt durchführen zu können. 
Die derzeit den Arbeiterkammern noch von der Wahl 1994 zur Verfügung stehenden 
Daten sind zu einem erheblichen Teil nicht mehr aktuell. 

Ziele: 

- Die ZulasS\mg der Beschäftigung von Arbeitnehmern am 8. Dezember soll möglich 
sein, wenn dieser Tag nicht auf einen SOnntag fällt. 

- Verlängerung der Refundierung von Abfertigungsleistungen durch den Insolvenz� 
Ausfallgeld-Fonds um ein Jahr. 

- Klarsteilung des Urlaubsanspruchs im aufrechten Arbeitsverhältnis und der An­
spruche bei Beendigung des Arbe i tsverhältnisses • 

- Ausschluß von Härtefällen im Bereich des gewerblichen SOzialversicherungs­
rechts. 

- Die Daten der Kammerzugehörigen sollen ermittelt werden. 

- Ermächtigung für den Kollektiwertrag, die Beschäftigung von Arbeitnehmern am 
8. Dezember zuzulassen, wenn dieser Tag nicht auf einen Sonntag fällt. Schaffung 
eines Benachteiligungsverbotes. 
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- Verlängerung der Refundierung von Abfertigungsleistungen durch den Insolvenz­
�usfallgeld-Fonds um ein Jahr. Die Zeiten der Ausbildung in einer Bauhandwerker­
schule werden nicht als Beschäftigungszeiten nach dem BUAG angerechnet, sondern 
als Zeiten, die lediglich bei der Bemessung der Urlaubsdauer anzurechnen sind. 

- Novellierung der entsprechenden Gesetzesstellen im Urlaubsgesetz. 

- tlbergangsregelungen im Gewerblichen Sozialversicherungsrecht zur Beseitigung 
von Härtefällen. 

- Die SOzialversicherungsträger - die gemäß den Bestimmungen des Arbeiterkamrner­
gesetzes 1992 mit der Einhebung der Kammerumlagen betraut sind - werden be auf­
tragt, analog der MitwirkUng bei der Erfassung der Wahlberechtigten für die Kam­
merwahl, für die Befragung die Daten der Kammerzugehörigen zu ermitteln und den 
Arbeiterkammern zur Verfügung zu stellen. 

Alternativen: 

- Auslaufen der Ubergangsregelung mit Ende Dezember 1995 unter gleichzeitiger 
Festsetzung eines niedrigeren IESG-Zuschlages für Arbeitgeber, soweit sie dem 
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz unterliegen, wobei damit keine Ko­
stenentlastung des Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds verbunden wäre. 

- Abwarten weiterer Judikatur des Obersten Gerichtshofes im Bereich des Urlaubs­
gesetzes. 

- Durchführung der Befragung auf der vorhandenen - überholten - Datenbasis aus 
der Wahl 1994, wo��t gleichzeitig das Problem verbunden wäre, daß die Erfassung 
der 1<arranerzugehörigen für die Befragung fehlerhaft wäre. 

. 

- In bezug auf die restlichen Rechtsmaterien gibt es keine Alternative. 

Kosten: 

- Es entstehen dem Bund keine zusätzlichen Kosten. Die den Sozialversicherungs­
trägern durch die Ermittlung der Daten der Kammer zugehör igen entstehenden Ko­
sten sind von den Arbeiterkammern zu tragen. 

EU-Konformität: 

Gegeben. 
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Allgemeiner Teil 

1. Beschäftigung von Arbeitnehmern am 8. Dezember 

Nach der bisherigen Rechtslage ist ein Offenhalten der Verkaufsstellenund 
eine Beschäftigtmg von.Arbeitnehmern am 8. Dezember nur möglich, wenn dieser 
Tag auf einen Samstag fällt. Voraussetzung sind eine Verordnung des 
Lande shauptmanne s gemäß § 3a desSonn- und Feiertags-Bet;.riebszeitengesetzes 
sowie eine Zulassung der Beschäftigung von Arbeitnehmern durch Kollektiv­
vertrag. 

Durch den vorliegenden Entwurf, der eine Xnderung des Arbeitsruhegesetzes 
( Artikel I) und des Sonn- und Feiertags.;..Be·triebszeitengesetzes (Artikel IIJ 
vorsieht, soll das Offenhalten bzw. die Beschäftigung von Arbeitnehme.rn· dann 
'möglich sein, wenn der 8. Dezember nicht auf einen Sonntag fällt und wenn .dies 
durch Kollektivvertrag zugelassen wird. Eine Verordnung des Landeshauptffiannes 
nach dem Sonn- und Feiertags-Betriebszeitengesetz soll nicht mehr erforderlich 
sein. 

. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 
Z 11 B-VG. 

2. Maßnahmen im Berei�h des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes 
(BUAG) 

Mit BGBl. NI'. 618/1987 wurde irnBauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz 
(BUAG) eine branchenbezogene Sonderregelung über die Abfertigtmg für Bauarbei­
ter geschaffen; dies in der Art, daß die entsprechenden Abfertigungszahlungen 
nicht mehr vom Arbeitgeber selbst, sondern von der Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse (BUAK) zu leisten sind. Gleichzeitig Wurde im Insolvenz­
Entgeltsicherungsgesetz (IESG) festgelegt , daß für solche Abfertigungen kein 
Anspruch mehr auf Insolvenzausfallgeld besteht. 

Da somit im Bereich des IESG im Insolvenzfall das Versicherungstisiko zur 
Abdeckung solcher Abfertigungen nicht mehr anfallen konnte, wurde weiters fest­
gelegt, daß diese Arbeitgeber nach einer Obergangszeit einen geringeren Beitrag 
zur Finanzierung des IESG zahlen sollen. Mit der genannten Novelle wurde die 
übergangszeit mit Ende 1992 begrenzt. Mit EGaL Nr. 835/1992 wUrde diese Zeit­
raum bis Ende 1995 verlängert ; bis Ende dieses Jahres hat daher der IAG-Fonds 
aufgrund dieser übergangsbestimmungen die von der BUAK bezahlteh Abfertigungs­
ansprUche zu refundieren, wenn der Bauarbeiter zuletzt bei einem insolventen 
Arbeitgeber beschäftigt war. Mit der zuletzt genannten Novelle .wurde weiters 
fes tgelegt, daß der Arbeitnehmer innerhalb von sechs Monaten nach entsprechen­
der Aufforderung der BUAK seinen Abfertigungsanspruch im Fall der Insolvenz 
seines Arbeitgebers bei dieser geltend zu machen hat. 

Diese Regelungen haben sich bewährt und sollen daher für ein weiteres Jahr 
verlängert werden. 

. . ' 

Der Entwurf regelt darüber hinaus die Behandlun9 de,r Zeiten des Besuchs 
einer Bauhandwerkerschule nach dem BUAG, wie dies auch kollektivvertraglich 
vereinbart worden ist. 
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Die zum BUAGweiters vorgeschlagenen Regel�gen enthalten darüber hinaus 
Korrekturen von Verweisungen sowie eine Anpassung der für die eine Beschäfti­
gungswoche iSd BUAG notwendigen St1.mdenzahlandie kollektiwertragliche·. 
Arbeitszeitverkürzung und die Senkung der Zahl der Beiratsrnitglieder bei den 
t.anä.esstellen. 

Die angesprochenen Änderungen des BUAG sind in Artikel In des Entwurfes I 
die Ändenmg des Bundesgesetzes BGBl . Nr. 835/1992 in Artikel IV enthalten. 

3. Klarstellung des Urlaubsanspruches im aufrechten Arbeitsverhältnis tmd der 
Anspruche bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

Der Oberste Gerichtshof hat im Jahr 1994 in Fällen von beendeten.Arbeitsver­
hältnissen entschieden, daß aus entgeltfortzahlungsfreienDienstzeiten ein 
Urlaubsanspruch nicht abzuleiten sei (OGH vom 25.4.1994, 9 Ob A 38/94; 
31.8.1994, 8 Ob A 268/94; 27.10.1994, 8 Ob A 279/94). Der OGH hat sich zur 
Begründung auf eine Analogie zu § 15 Abs. 3 MSchG, § 9 Abs. 1 und 2 APSG und 
§ 119 Abs. 2 ArbVG gestützt . § 15 Abs . 3 MSchG und § 9Abs. 1 und 2 APSG ordnen 
tatsächlich Urlaubsaliquotierungen in bestiJmlten Fällen an; nach § 119Abs. :2 
ArbVGgebührt zwar der Urlaub in vollem Ausmaß, allerdings ist das Urlaubsent­
gelt im Ausmaß der Zeiten einer Bildungsfreistellung zu aliquotieren; ein ver­
allgemeinerungsfähiges Prinzip, wonach der Urlaub in jenem Ausmaß zu aliquotie­
ren sei, das dem Verhältnis zwischen entgeltfortzahlungsfreien Zeiten und dem 
Urlaubsjahr entspricht, läßt sich daraus jedoch nicht ableiten. 

Daß es ein allgemeines Prinzip der Aliquotierung des Urlaubsanspruches bei 
entgeltfreien Dienstzeiten nicht gibt, eine solche AliquOtierung vielmehr nur 
in jenen Fällen und in jenem Ausmaß vorzunehmen ist, in denen dies gesetzlich 
ausdrücklich angeordnet wird, wird durch die in Artikel VI des Entwurfes vorge­
sehenen Änderungen des Urlaubsgesetzes endgültig klargestellt. Damit wird 
gleichzeitig für Arbeitnehmer wie Arbeitgeber jener Rechtszustand klargestellt, 
der auch bis zu dem eingangs erwähnten Schwenk in der Rechtsprechung bestanden 
hat. 

. 

Die sachliche Begriinduilg für diese Klarstell\mg liegt darin, daß der 
Urlaubsanspruch seinem Grundgedanken nach jedem Arbeitnehmer in jedem Arbeits­
jahr einen Erholungszeitraum von bestimmter Dauer, weitgehend unabhängig von 
der in diesem Jahr konkret vorliegenden Arbeitsmenge gewährleisten solL Auch. 
wenn der Arbeitnehmer seine Arbeitskraft nicht in jedem Arbeitsjahr sein ganzes 
Arbeitsleben hindurch in gleichem Ausma.ß zurVerfU9Ul1g stellen kann, soll er . 
doch jedes Jahr eine gleichbleibende Regenerationsf!lÖ9lichkeit vorfinden, die 
dem Verfall von Arbeitskraft und Gesundheit entgegenwirken und eine mehrwöchige 
Freizeitgestaltung in GemeinsChaft mit anderen, insbesonde.re der Familie, 
ermöglichen soll. 

. 

Die Zuständigkeit des Bundes zu dieser Klarstellung g:[ündet sich auf Art. 10 
Abs. l Z 11 B-VG. Dem Bund entstehen dadurch keine Mehrkosten. . 

4. Vbergangsregelung zur Beseitigung von Härtefällen im Bereich des Gewerbli­
chen Sozialversicherungsgesetzes . 

Durch die im strukturanpasstmgsgesetz, BGBl. Nr. 297/1995, vorgenoinmenen 
Änderungen im Bereich der vorzeitigen Alterspension kann es teilweise zu 
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erheblichen Härten kommen. Diese sollen durch eine zeitliche Erweiterung der 
Obergangsbestimmung verhindert werden. 

5. Vorbereit\mg der BefraglU'lg der Karrmerzugehörigen der Arbeiterka.rrrner 

Die Arbeiterk.arrmern werden 1996 eine Befrag\mg der Karrmerzugehörigen durch­
führen. Dazu benötigen sie Daten der Karrmerzugehörigen, um die.se zur Teil.nahme 
an der Befragung einzuladen bzw. um die Befragung überhaupt durchführen zukön­
nen. Die derzeit den Arbeiterkammern noch von der Wahl 1994 zur Verfügung ste­
henden Daten sind zu einem erheblichen Teil nicht mehr aktuell. 

Die Sozialversicherungsträger - die gemäß den Bestimmungen des Ar­
beiterkammergesetzes 1992 mit der Einhebung der KaJ'llt'lerumlagen betraut sind -
sollen beauftragt werden, analog der Mitwirkung bei der Erfassung derWahlbe­
rechtigten für die Kamnerwahl, für die Befrag\m9 die Daten der Kal'rmerzugehöri­
gen zu ermitteln \md den Arbeiterkammern zur Verfügung zu stellen. 
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Besonderer Teil 

lmerung des Arbeitsruhegesetz 

zu Art. I Z 2: . 

§ 13a: Arbeitst'Uhegesetz sieht vor, daß Ausnahmen in Hi.nklmft ausschließlich 
durch Kollektivvertrag zugelassen werden. Eine Verordnung des Landeshauptmannes 
nach dem Sonn- und Feiertags-Betriebszeitengesetz ist nicht mehr notwendig. Ein 
solcher Kollektivvertrag ist nur dann nicht zulässig, wenn der 8. Dezember auf 
einen Sonntag fällt, da in diesem Fall die Regelungen über die Wochenendtuhe 
zur Anwendung kommen. 

Xnderung des Sonn- urxi Feiertags-Betriebszeitengesetzes 

Zu Art .  11 Z 1 und 2: 

Eine eigene Regelung ist nicht mehr notwendig, da gemäß § 2 Abs. 1Z 1 
lit ; a das Offenhalten von Verkaufsstellen stets erlaubt ist, wenn nach den 
arbeitsrechtlichen Vorschriften die Beschäftigung von Arbeitnehmern zulässig 
ist� 

. 

ÄOOerung des Bauarbeiter-urlaubs- UD:! Abfertigungsgesetzes 

Zu Art . III Z 1: 

Durch die Ergänzung des § 4 Abs. 3 wird die Behandlung der Zeiten der Aus­
bildung in einer Bauhandwerkerschule nach dem BUAG klargestellt. Diese Zeiten 
sind beim Erwerb eines höheren Urlaubsanspruches zu berücksichtigen - analog zu 
den Zeiten einer Betriebsabwesenheit zur Teilnahme an Ausbildungs-, Fortbil­
dungs- und Schulungskursen (§ 4 Abs .  3 lit. d BUAG) - nicht aber als Beschäf­
tigungszeiten nach § 5 BUAG, dh sie begründen keine Anwartschaft, es sind daher 
für diese Zeiten auch keine Zuschläge nach § 21a BUAG zu leisten. Wird während 
des Besuchs der Bauhandwerkerschule ein Urlaub vereinbart, so ist dieser 
selbstverständlich als Beschäftigungszeit im Sinne des§ 5 lit. a BUAG zu 
bewerten; eine Sonderregelung ist diesbezüglich aber entbehrlich, da sich die­
ses Ergebnis aus dem System des BUAG ergibt. 

zu Art.. III Z 2 urxi 6: 

So"ohl für den sachbereich der Urlaubsregelung als auch für den der Abferti­
gUngsregelung nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz (BUAG) 
begründen nur jene Beschäftigungswochen Anwartschaften auf Urlaub bzw. Abferti­
gung, in denen der vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer zumindest 31 Stunden 
arbeitet. 

. 

Dio 31-Stunden-Grenze ist auf eine Normalarbeitszeit von 40 Stunden abge-
stimmt. 

. 

Mit 1. Mai 1993 ist in der Bauindustrie und im Baugewerbe eine kollektivver­
tragliche Arbeitszeitverkürzung auf 39 Stunden in Kraft getreten. Die 31-Stun­
den-Grenze soll zum Ausgleich entsprechend angepaßt werden. 

In anderen unter das BUAG fallenden Bereichen gilt zum Teil bereits eine 
Arbeitszeit von 38,5 Stunden, zum Teil sindkollektiwertragliche Arbeitszeit-
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verkürzungen ab 1997 vereinbart. In geringem Umfang gilt noch die 40-Stunden­
Woche. 

Eine Senktmg der 31-Stunden-Grenze sollte aber jedenfalls eir)heitlich für 
alle Gruppen erfolgen. Eine Differenzierung nach dem Ausmaß der Normalarbeits­
zeit würde vor allem die Betriebe administrativ belasten und eine Nachkontrolle 
durch den Arbeitnehmer erschweren. 

zu Art .  III Z 3 und 7: 

Die Änderung der §§ 11 \D'ld 34 betreffen lediglich Zitatanpassungen aufgnmd 
früherer Änderungen der verwiesenen Bestimmungen der §§ :3 bzw. 7. 

zu Art .  III Z 4: 

In § 15 Abs. 5 werden die Zahl der Mitglieder der Beiräte der Landesstellen 
neu mit je zwei - bisher drei - von Arbeitgeber - bzw. Arbeitnehmerseite fest­
gesetzt. 

Zu Art. 111 Z 5: 

§ 20 Abs. 1 BUAG sah bisher zwei MögliChkeiten für die Verwendung eines 
Gebarungsüberschusses, der sich in einem Rechnungsjahr ergeben hat, vor, näm­
lich die Verwendung zur Förderung von sozialen Einrichtungen oder Aus- undWei­
terbildungseinrichtungen (§ 20 Abs .  1 lit. a BUAG in derbisher geltendenFas­
sung) oder die quotenmäßige Auftei1ung auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer(§ 20 
Abs. 1 1i t. b. BUAG in der bisher gel tenden.Fassung}. Seide Verwendungs­
ITÖgUchkei ten wurden in der Vergangenheit auch wahrgenommen , wobei die Bestim­
mung des § 20 Abs .  1 lit . b BUAG dahingehend interpretiert und angewendet 
wurde I daß - auch in Zusammenhang mit der Regelung des § 20 Abs. 2 BUAG - eine 
Zuweisung an die in der Bauarbeiter- Urlaubs- und Abfertigungskasse vertretenen 
und die jeweiligen Interessenvertrettn'l.gen repräsentierenden Gruppen der Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer erfolgte , wobei-anders als bei § 20 Abs .  l1it. a -
keine besondere ZweCkbindung damit verbunden war. 

Der vorliegende Entwurf schlägt vor, diese letztere Verwendungsmöglichkeit 
zu streichen , einerseits um in der verbleibenden Regelung durch die darin ent­
haltenen Zweckvorgaben eine bestinunte Mittelverwendung zu gewährleistenurid 
andererseits auch, um dem Umstand Rechnung Zu tragen , daß die Gebanmg der Bau­
arbeiter-Ur laubs- und Abfertigungskasse auf eine möglichst ausgeglichene Ge­
barung ausgerichtet ist - von Vorsorgen für BeschäftigungsschwankuDgenabgese­
hen - sodaß überschüsse aus der Gebarung eines Jahres nur in geringer HÖhe ent­
stehen können. Die nunmehr vorgeschlagene Regelung des § 20 Abs. 1 sieht 
Verwendungszwecke vor, die im Interesse der in der Sauwirtschaft Tätigen ge­
legen sind, sodaß - im Hinblick auf den Charakter der Bauarbeiter':'Urlaubs';' und 
Abfertigungskasse als 5elbstverwaltungseinrichtung der Arbeitnehmer und Arbeit­
geber in der Bauwirtschaft - eine entsprechende Verwendung eines allfällig�n 
Gebarungsüberschusses sachlich gerechtfertigt ist. Dies gilt insbesonders auch 
für den neu h.i.nzugefügten Verwendungs zweck (Maßnahmen im Bereich des Ge­
sundheitsschutzes und der Arbeitssicherheit ) • .  

Klargestellt wird weiters , daß der Ausschuß in seiner Imtscheidung, ob und 
in welcher Höhe er Gesundheits.,. und Arbeitsschutzmaßnahrrien, soziale Einrichtun­
gen oder Bildungseinrichtungen fördert, frei ist; dabei wird der En'tscheidungs­
prozeß, wie er in § 20 Abs .  2 BUAG vorgesehen ist, grundsätzlich beibehalten, 
da er eine konsensuale Entscheidung zwischen den inder Bauarbeiter-Urlaubs- . 
und Abfertigungsk.a.sse vertretenen Gruppen fördert . Der in einem Rechnungsjahr , 
entstehende Gebarungsüberschuß kann (zur Gänze oder in der nach Anwend\mg des 
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§ 20 Ahs .  1 neu verbleibenden Höhe) auch den Aktiva zugewiesen werden und so 
ZUr Verbesserung des Verhältnisses zu den Rückstellungen und Verbindlichkeiten 
dienen. Diese EntSCheidung wird von den zuständigen Organen der Bauarbeiter'" 
Urlaubs- und Abfertigungskasse in Wahrnehn'nmg ihrer SOrgfalt \,Ulter Rücksicht� 
nahme auf die wirtschaftliche Situation der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti­
gungskasse und deren Sichenmg für die Zukunft zu treffen sein. 

zu Art. XII Z 8: 

Die Inkrafttretensregelung berücksichtigt hinsichtlich der Änderung des § 4 
Abs. 3 lit. g die kollektivvertragliche Regelung; im übrigen sollen die Ände­
rungen mit 1. Jänner 1995 in Kraft treten. 

lOOerung des �tzes lGU . Rr. 835/1992 

Dazu wird auf den allgemeinen Teil der Erläuterungen verwiesen. 

Zu Art. V Z 1: 

Dort, wo der Gesetzgeber Anlaß gesehen hat, vom Grundprinzip abzuweichen , 
lagen sachliche Gründe ftir die jeweiligen Ausnahmeregelungen vor, die aber 
nicht beliebig "analogiefähig" sind. Im Karenzurlaub etwa verfügen die Mutter 
oder der Vater grundsätzlich seIbstbestimrnt über ihre Zeit; auch wenn die 
Pflege und Erziehung des Kindes im Mittelpunkt steht, kann der Elternteil seine 
Regeneration und das gemeinsame Verbringen von Freizeit eigenverantwortlich 
gestalten. Auch eine gemeinsame Urlaubsreise mit dem Kind und dem - seinen 
Urlaub::ianspruch konsumierenden - anderen Elternteil stellt im Karenzurlaub ja 
kein grundsätzliches Problem dar. 

. 

In langen Krankens tänden, bei denen die jüngere OOH-Judikatur die Urlaubs­
kürzunghauptsächlich vornahm, liegen hingegen gänzlich anders geartete Ver­
hältnisse vor: Der Arbeitnehmer ist nicht Herr seiner Zeit, sondern ist gegen� 
über dem Arbe i tgeber - aber· auch im Hinblick auf die sozialstaat lichen Leistun:­
gen , die er angesichts seiner Krankheit erhält - verpflichtet, alles der Gene..: 
sungdienende zu tun. Bettlägrigkeit, bisweilen auch im stat ionären Bereich, 
weitgehende Einschränkungen , das Haus zu verlassen, sind neben allen Leidenszu­
ständen, die die Krankheit selbst verursachen, mit dem Erholungszweck des. 
Urlaubs offensichtlich nicht kompatibel, sodaß § 4Abs. 2 UrIG die Vereinbanmg 
von. Urlaubsverbrauch während des Krankenstandes auch ausdrücklich ausschließt; 
auf Werktage fallende Tage einer Erkrankung sind nach § 5 Abs. 1 UrlG nicht auf 
das Urlaubsausmaß anzurechnen. 

Aufr1!'Ul'ld von Zeiten des Krankenstandes; auch wenn dabei die Entgeltfortzah­
lungooreits ausgeschöpft sein sollte, darf daher an der ungeschmälerten Mög­
lichkeit der alljährliCh wiederkehrenden Regeneration und dem gemeinsamen Fami­
lienurlaub nicht gerüttelt werdenies ·ist vielmehr gerade davon auszugehen , daß 
nach einer J.angen Zeit des Krankenstandes - die ja meist mit schwerer Krankheit 
verbunden ist - das Erholungsbedürfnis besonders groß ist. Wo der. Gesetzgeber 
aUS be sti.rrrntenErwägUngen - wie hier beim Karenzurlaub dargestellt- ,eine 
Urlauhskürzung ftir sozialpoli tisch verträglich hält, hat er dies ausdri,icklich . 
festgestellt und wird dies auch in. ·Zukunft tun., soweit ein sachlicher. Grund 
dafür gegeben ist. 
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zu Art. V Z 2 um 3: 

Konnte der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses während des 
Krankenstandes nicht innatura verbraucht werden, soll auch die finanzielle 
Abgelttmg des nicht konsumierten Urlaubs (in Form der Urlaubsentschädigung bzw. 
-abfindung gemäß den §§ 9 und 10 UrIG) dUrch die Zeit des Krankenstandes nicht 

geschmälert werden. 

Änderung des Gewerblidlen SOzialversicberungsgeset.zes 

ZU Art. VI Z 1 : 

Mit dem strukturaripassungsgesetz, BGBl. Nr. 297/1995, wurden für die Zeit ab 
dem 1. Jänner 1996 die Anspruchsvoraussetzungen für vorzeitige Alterspensionen 
auf folgende Weise geändert: Bei allen Arten der vorzeitigen Alterspension darf 
nunmehr am Stichtag keine versicherungspflichtige EI'Werbstätigkeit vorliegen, 
eine sonstige Erwerbstätigkeit darf nur ausgeübt werden, wenn das 
EI'Werbseinkemmen unter der Geringfügigkeitsgrenze liegt. Die pension fällt mit 
dem Tag weg, an dem eine versichenmgspflichtige Erwerbstätigkeit begonnen wird 
bzw. ein Einkommen über der Gerlngfügigkeitsgrenze erzielt wird . 

Diese Verschärfung der Anspruchsvoraussetzungen trifft im besonderen Maß die 
Gewerbetreibenden, und zwar besonders jene Pensionisten, die im Vertrauen auf 
die zuvor bestandene Rechtslage bereits Dispositionen getroffen haben. Es hat 
sich nun herausgestellt, daß es dadurch zu erheblichen Härten kommen könnte, 
die daher mit der vorgeschlagenen zeitlichen EI'Weiterung der 
Obergangsbestimmung verhindert werden sollen. 

Änderung des ArbeiterkaDmergesetze81992 
XOOenmg des Allgeme:iDen SOzialversicherungsgesetzes 

Änderung des Beamten-KrClIlkelr UDd Unfall versicherungsgesetzes 

Zu den Artikeln VII, VIII und IX: 

Für die Durchführung einer Mitgliederbefragung ist es sinnvoll und notwen­
dig, die Kammerzugehörigen möglichst umfassend und vollständig zu erfassen. 

Da die Arbe i terkamrnern selbst keine vollständige Evidenz der Ka,rn;- . 
merzugehörigen führen können - die Einheb\mg der Umlagen erfolgt im Wege der 
Sozialversicherungsträger - ist es notwendig, so wie bei der Erfasstmgder 
WahlbErechtigten für die Arbeiterkammer-Wahl, die Sozialversicherungsträger mit 
der Ermittlung eines aktuellen Datenbestandes der Kanvnerzugehörigen zu beauf·­
tragen und gleichzeitig dessen Obermittlung an die Arbeiterkarrrnernvorzusehen. 

Die von den Sozialversichenmgsträgemzu ermittelnden Daten entsprechen _ 
jenen, die für die Arbeiterkarnmer-Wahl zu erheben sind, und sind daher aus.;. . 
schließlich solche, die die Kammerzugehörigkeit betreffen bzw. die zur Erfas� 
sung der Kammerzugehörigen notwendig sind, sodaJ3 ihre Ubermittlungan die 
Arbe i terkammern im Hinblick auf deren gesetzlichen Auigabenbereich sachlich 
gerechtfertigt ist. 

. . .  . . 

Hinsichtlich der Erhebung und Ubermittlung der Daten wird auf das Verfahren 
zur Erfassung der Wahlberechtigten verwiesen. 

Die den Sozialverslcherungsträgern entstehenden Kosten sind-von den Arbei­
terkammern zu ersetzen. 
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TEX T G E GEN ÜBE R S TEL L U N G 

Geltendes Recht 

Arbeitsruhegesetz 

§ 7 a. Bei "Vorliegen einer Verordnung des 
Landeshauptmannes gemäß § 3 a des Sonn- und 
Feiertags-Betriebszeitengesetzes, BGBl. Nr. 
129/1984, für das Offenhalten der 
Verkaufsstellen (§ 1 Abs. 1 bis 3 
Öffnungszeitengesetz, BGBl. Nr. 156/1958, 
zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 633 a/1989) 
und eines KOllektivvertrages kann durch diesen 
an einem auf einen Samstag fallenden 8. 
Dezember die Beschäftigung von Arbeitnehmern 
zugelassen werden. 

Entwurf 

Artikel I 

Änderung des Arbeitsruhegesetzes 

1. § 7 a entfällt. 

2. Nach § 13 wird folgender § 13 a samt 
Überschrift "eingefugt: 

" Sonderregelung für den 8. Dezember 
§ 13 a. Die Beschäftigung von Arbeitnehmern 

am 8. Dezember in Verkaufsstellen (§ 1 Abs. 1 
bis 3 des Öffnungszeitengesetzes 1991, BGBl. 
Nr. 50/1992) kann durch KOllektivvertrag 
zugelassen werden, wenn der 8. Dezember nicht 
auf einen Sonntag fällt der Arbeitnehmer hat 
das Recht, die Beschäftigung am 8. Dezember 
auch ohne Angabe von Gründen innerhalb einer 
durch Kollektivvertrag festzulegenden Frist 
abzulehnen. Kein Arbeitneruner darf wegen der 
Weigerung, am 8. Dezember der Beschäftigung 
nachzugehen, in welcher Art immer " 
benachteiligt werden." 

-
Ol 

.j 
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Geltendes Recht 

Sonn- und Feiertags­
Betriebszeitengesetz 

§ 3 a. Der Landeshauptmann kann unbeschadet 
des § 3 durch Verordnung nach Anhörung der 
zuständigen Landeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft und der zuständigen Kammer für 
Arbeiter und Angestellte das Offenhalten der 
Verkaufsstellen (§ 1 Abs. 1 bis 3 
Öffnunqszeitengesetz, BGBL Nr. 156/1958, 
zuletzt geändert durch das BGBl. Nr. 633 
a/1989) am 8. Dezember zulaasen, wenn dieser 
auf einen Samstag fällt. 

- 2 -

Entwurf 

3. Nach § 33 Abs. 1 b wird folgender Aha. 1 
c eingefügt: 

, , (1 c) § 13 a in der Fassung des 
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. XXXXX, tritt mit 1. 
Dezember 1995 in Kraft. Mit diesem Tag tritt 
auch§ 7 a außer Kraft�' I 

Artikel 11 
Änderung des Sonn- und Feiertags­

Betriebszeitengesetzes 

1. § 3 a entfällt. 

2. Nach § 7 Aha. 1 wird folgender Ahs. 1 a 
eingefügt: 

, , (1 a) § 3 a tritt mit 1. Dezember 1995 
außer Kraf t. ' t 

..... 
...... 
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T e x  t 9 e g e n  ü b e  r s t e l 1 u n 9 

Ge l t ende Fa ssung 

A r t  i k e I 111 
(Bauarbe i t er-Ur l aubs - und Abfert igungsgeset z )  

§ 4 .  . . .  

(3) Für die Bemessung der Urlaubsdauer s i nd 
außer den Beschä f t igungs z e i t en gemäß Abs . 1 
a n zurechnen: 
a) Zei t en ,  für wel che eine Ha f t ent schädigung 
gemäß § 1 3 a Abs . 1 oder § 13c Abs . 1 des 
Op f e r fürsorgeges et zes 1947, BGBI. Nr . 183, 
g ebührt; 
b) Z e i t en des ordentlichen Präsenzdiens t es , 
s o f ern entweder bereit s vor der Einberu fung 
z um Präsenzdien s t  Beschä f t igungszei ten im 
sinne des § 5 zurückgelegt wurden oder e i n  
Arbeitsverhältnis i m  Sinne dieses 
Bundesgeset zes binnen s echs Werktagen nach 
Ableis t ung des Präsenzdienstes aufgenommen 
wi rd ;  

. 

c) Z eiten eines Beschäft igungsverbotes nach 
dem Mut t e rschu t zgeset z, BGBI. Nr . 221/1979. 
s ofern kein Entgeltanspruch gegen den 
Arbeitgeber bes t and ; 
d )  Zei t en einer vom Arbei tgeber oder von 
dessen Bevo l lmächtigten ausdrücklich 
genehmi g t en Betri ebsabwes enhei t  zur Tei lnahme 
an Ausbildungs-, Fortbildungs - und 
Schul ungs kurs en: 

Dok . Narne: BUAG;..5G/Abt . 3 /Ritzberger-Moser 

§ 4 .  . . .  

Entwurf 

A r t i k e l  111 
BUAG 

-'" 
(X) 
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- Geltende Fassung 

e )  Z e i t en e i ner erwei terten 
Bi ldungs f re i s tel lung gemäß § 1 1 9  des 
Arbe i t sve r f a ssungsgeset zes , BGB! . Nr . 2 2 / 1 9 7 4 ; 
f )  Z e i t en d e r  Tät igkeit a l s  Entwicklungshe l f er 
für e i ne Entwic k l ungshi l f eorganisation im 
S inne des § i Abs � 2 des Bundesgeset zes vorn 
1 0 .  Ju l i  1 9 74 . BGBI . Nr . 4 7 4 . 

§ 6 .  ( 1 )  Al s Anwartscha f t swoche g i l t  eine 
Ka l enderwoche,  in die Beschä f t i gungszei ten 
nach § 5 f a l l en ,  sofern diese n i cht weniger 
als - 31 S tunden betragert . 

(2) Für Arbeitnehme r ,  deren regelmäßige 
wöchent l i che Arbe i ts z e it aUf Grund einer 
Verei nba rung abweichend voh der . für die 
Arbei t nehmer des Bet riebes sonst gelt enden 
regelmäßi gen wöchent l i chen Arbeits ze i t  weni ger 
als 3 1  S tunden bet rägt , g i l t  ei ne 
Ka l enderwoche a uch dann a l s  
Anwa r t s cha f t swoche , wenn i n  s ie 
Beschä f t i gungszeiten nach §  5 f a l len , die 
insgesamt n i cht kürzer � ind a l s  das 
vere i nba r t e  Ausmaß der wöchent l i chen 
Arbe i t s z ei t . 

Dok . Name : BUAG--.:TGIAbt . 3 / R i t zberger-Moser 
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g )  Z e i t en e iner Ausbi ldung in einer 
Bauhandwerkerschu l e  gemäß § 5 9  
Schu lorgan i sa t i onsgeset z ,  BGBI . Nr . 435/1995 , 
in der j ewei l s  geltenden Fas sung . 

§ 6 .  ( 1 )  A l s  Anwartscha f t swoche g i l t  eine 
Ka l enderwoche , in die Beschä f t igungs zei t en 
nach § 5 f a l len ,  sofern dies e  nicht wenige r  
a l s  30 Stunden bet ragen . 

(2) Für Arbei tnehmer, deren regelmäßige 
wöchent liche Arbe i t s z e i t  a u f  Grund ein e r  
Vereinbarung abweichend von der f ü r  d i e  
Arbe i tnehmer des Bet riebes sonst ge l t enden 
regelmäßigen wöchentl ichen Arbei t s zeit wenige r  
a l s  3 0  St unden bet rägt . g i l t  eine 
Ka lenderwoche auch dann a l s  
Anwa r t scha f t swoche , wenn i n  s ie 
Beschä f t i gungs z eiteri nach § 5 fal l en,  d i e  
insgesamt nicht kürzer s ind. a l s  das : 
vereinbarte Ausmaß der wöchent lichen Ar­
bei t s z eit . 
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Ge l t endes Recht 

( 3 )  Die Vorausset zung des Abs . 1 g i l t  auch in 
j enen Fä l l en a l s  e rf ul l t , in  denen auf Grund 
anderer Vert e i l ung der Norma l a rbe i t s ze i t  in 
e i n z e l nen Ka l enderwochen weniger a l s  
3 1  S t unden gearbe itet wird . 

§ 1 1 . ( 1 )  Der Anspruch a u f  Url aubsentge lt 
ver f A l l t ,  wenn der Urlaub nach den 
Vor s chri f t �n des § 7 Abs . 2 und 5 nicht 
z e i tgerecht verbraucht wurde . 

§ 1 5 . . . .  
( 5 ) Der B eira t  e iner Landess t e l l e  der Urlaubs ­

und Abf e r t i gungskasse bes t eht aus drei 
Ver t retern der Arbeitgebe r,  d i e  von der 
ört l i ch zus t ändigen Kammer der gewerbl ichen 
Wi r t s cha f t , und aus drei Vert retern der 
Arbe itnehme r , die von der ört l i ch zus tändigen 
Kanuner f ü r  Arbei t e r  und Anges t e l l te entsendet 
werden . . . .  

Dok . Name : BUAG_TG /Abt . 3 /Ri t zberger-Moser 
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( 3 )  Di e Vorausset zung des Abs . 1 gi l t  auch i n  
j enen Fä l l en a l s  erfül l t , in  denen au f Grund 
anderer Vertei l ung der Norma larbe i t s z e i t  i n  
e i nze lnen Ka l enderwochen weniger a l s  3 0  
Stunden gea rbe i t et wi rd . 

§ 1 1 . ( 1 )  Der Anspruch a u f  Url aubs entge l t  
verf ä l l t , wenn der Url aub nach den 
Vorschr i f t en des § 7 Abs . 2 und 6 n i cht 
z e i t gerecht verbraucht wu rde . 

§ 1 5 . 
( 5 ) Der Beira t  einer Landes s t e l l e  der Urlaubs ­
und Abfert i gungskasse bes teht aus zwe i 
Vertretern der Arbe i t geber , d i e  von der 
ört l ich zus tändigen Wi rtscha f t s kammer , und aus 
zwei Vert re t ern der Arbei tnehmer , die von der 
ört l ich zuständigen Kammer für Arbei te r  und 
Anges tel l t e  ent s endet werden . 
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Gel tendes Recht 

§ 2 0 .  C l }  Ergibt s i ch in einem Geschaf t s j ahr 
für den Sachbere i ch der Urlaubs regel ung ein 
b i l a n zmaßiger Geba rungsüberschuß, so ha t der 
Aus s chuß über 
a )  des s en Verwendung zur Förderung von 
s o z i a l en E i n r i chtungen ode r solchen 
E i n r i cht ungen , d i e  der Aus - und Wei terbildung 
der die s em Bundesges e t z  unterl iegenden 
Pers onen d i enen ; 
b )  e i ne quot enm.lßige Auf t e i l ung auf 
Arbe i tnehmer und Arbei tgeber 
zu b e s ch l i eßen . 

§ 2 1a . . . .  
( 4 )  I s t  vert ragl ich e i ne kürzere wöchent l i che 

Arbe i t s z e i t  a l s  31 S tunden vere inbart , so i s t  
der gem.lß Abs . 3 erhöhte kol l ektivvertragl i che 
S t undenlohn mi t der Anzahl der für den 
Arbe i tnehmer auf Grund der Vereinba rung 
gel t enden wöchent l i �hen Arbe i t s s t unden zu 
mu l t ipl i z i e ren und das Produkt durch die 
Anzahl der für die übrigen Arbeitnehmer des 
Betri ebes gel tenden regelm.lßigen wöchent l ichen 
Arbe it s s tunden zu dividi eren . 

Dok . Name : BUAG_TG /Abt . 3 / R i t zberger-Moser 
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§ 2 0 . ( 1)  Ergibt s i ch i n  e inem Gesch.l f t sj ahr 
für den Sachbereich der U r l aubs regel ung e i n  
Geba rungsüber s chuß ,  s o  kann der Aus s chuß 
besch l i eßen , aus d i esem Übe r s chuß Maßnahmen 
zur Verbes serung der Arbe i t s s i cherhei t  und des 
Gesundhei t s s chut zes der Arbe i tnehmer oder 
so z i a l e  Einrichtungen oder Einri cht ungen , d i e  
der Aus - und Wei t erbi ldung der diesem 
Bundesges e t z  unt e r l i egenden Personen dienen , 
zu f ördern . 

§ 2 1 a . . . .  
( 4 )  I s t  vert rag l i ch e ine kürzere wöchen t l i che 

Arbe i t s z e i t  a l s  3 0  Stunden vere inbart , so i s t  
der gemäß Abs . 3 erhöhte ko l l ekt ivvert ragl i che 
Stunden lohn mi t der Anzahl der für den Arbe i t ­
nehmer auf Grund der Vereinbarung gel tenden 
wöchen t l i chen Arbei t s s t unden zu mul t i p l i z i eren 
und da s Produkt durch die An�ahl der für d i e  
übrigen Arbe i t nehmer des Bet r i ebes gel tenden 
regelmäßi gen wöchen t l i chen Arbe i t s s tunden zu 
dividieren . 
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Gelt endes Recht 

§ 3 4  . . . . 
( ) )  . . .  D i e  g l e i che Regelung f i ndet auch 

Anwendung a u f  Arbeitnehme r ,  d i e  au f Grund 
e i ner Vero rdnung gemäß § 3 Abs . 4 erstma l i g  1n 
den Gel t ungsbereich di eses Bundesges et zes 
e i nbezogen werden . 

§ 4 0  . . • .  
( l a )  § §  1 3 a  Abs . 1 Z 7 und 8 , Abs . l a  und 1 3 c  

Abs . 5 i n  der Fa ssung des Bundesgeset zes BGBl . 
Nr . 3 3 5 / 1 9 93 t re t en mi t 1 .  Juli 1 9 9 3  in Kra f t . 

Ook . Name : BUAG_TG /Abt . 3 /R i t zberger-Mos e r  
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§ 3 4 . . . . 
( 3 )  . . . Die g l e i che Regelung f indet auch 

Anwendung au f Arbe i t nehmer , die auf Grund 
einer Verordnung gemäß § 3 Abs . 5 ers tma l ig in 
den G�l t ungsbere i ch dieses Bundesges e t z e s  
einbe zogen werden . 

§ 4 0 . . . . 

( l b )  § 4 Abs . 3 l i t . g in  der Fassung des 
Bundesgeset zes BGB 1 . Nr . XXX / 1 9 9 5  t r i t t  mi t 1 .  
November 1 9 9 5  i n  Kra f t . § 6 ,  § 1 1  Abs . 1 ,  § 1 5  

Abs . 5 erster S a t z ,  § 2 0  Abs . 1 ,  § 2 1a Abs . 4 
und § 3 4  Abs . 2 l e t zter Satz in der Fas s ung 
des Bundesgeset zes BGBl . Nr . XXX / 1 9 9 5  t re t en 
mi t 1 .  Jänner 1 9 9 6  in Kra f t . 
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G e l tendes Recht 

A r t  i k e I I V  
( Art . 111 des BGBI . Nr . 8 3 5 / 1 9 9 2 ) 

( 1 )  D i e  gemA ß § 1 2  Abs . 1 Z 5 des Insolven z ­
Entge l t s i che rungsgeset z es ( I ESG ) f ü r  den 
n i edri geren - Zuschlag zu e r l a s sende Verordnung 
i st e r s tma l s  für die Bei t ragsperiode 1 9 9 6  zu 
e r la ss en . B i s  zum Beg inn der - Bei t ragsper iode 
1 9 9 6  haben Arbei tgeber ,  d i e  dem 

. 

Ge l t ungsbere i ch des BUAG für den Sachbereich 
der Ab f e r tigungs regel ung unt e r l i egen ,  den 
vo l len ZuSchlag gemäß § 1 2  Abs . 1 Z 5 IESG zu 
ent r i chten . 0 

( 2 )  Wi rd i n  d e r  Z e i t  vom 1 .  JAnner 1 9 9 3  bis 
3 1 . De z ember 1 9 9 5  ü.ber das Ve rmögen des 
Arbei t gebers der Konkurs eröf fnet oder l i egen 
d i e  e i nern sol chen g l e ichzuha l t enden Ums tände 
( lnsolv�nz im S i nne des I ESG ) vo r ,  so ha t der 

Arbe i tn ehmer den Ab fert igungsanspruch gemAß § 
1 3 a Abs . 0 1  Z 5 a  BUAG binnen s echs Monat en nach 
der Au f forderung durch d i e  Bauarbe i t er ­
Urlaubs - und Abfe r t igungska s s e  gemäß § 1 3 f  
Abs . 2 BUAG bei son s t igem Ver f a l l  g e l t end zu 
machen . Die vor s tehenden Best immungen s ind 
auch anzuwenden ,  wenn zwar die Erö f f nung des 
Anschlußkonkurses oder die Einstel l ung des 
Ausgl e i chsver f ahrens nach § 6 9  Abs . 1 der 

° Aus g l eichsordnung , BGB I . 11 Nr . 2 2 1 / 1 9 3 4  in 
der jewe i l s  g e l tenden Fa ssung , nach dem 3 1 . 
Dezember 1 9 9 5  s t at t f inde t , d i e  j ewei l s  
vo rausgegangene Erö f ffung des 
Ausg l e i chsve r f ahrens j edoch vbt d i e s em 
Ze i t punkt e r f olg t e . 
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A r t i k e l  I V 
( Art . 1 1 1  des BGBI . Nr . 83 5 / 1 9 9 2 ) 

( 1 )  Die gema ß § 1 2  Abs . 1 Z 5 des lnsolven z ­
Entge l t s iche rungsgeset z es ( I ESG ) für den ° 
n i edr ige ren Zuschlag zu erlassende Vero rdnung 
i s t  e r s tma l s  für die Bei t ragsperiode 1 9 9 7  z u  
e r l a s sen . B i s  zum Beg i nn d e r  Beit ragsper iode 
1 9 9 7 haben Arbe i tgebe r ,  die dem 
G e l t ungsbere ich des BUAG für den Sachbe re i ch 
der Ab fertigungs rege lung unterl i egen, den 
vol l en Zuschlag gemaß § 12 Abs . 1 Z 5 I ESG zu 
ent r i chten . 

( 2 )  W i rd i n der Zeit vom 1 .  JAnner 1 9 9 3  b i s  
3 1 . Dez ember 1 9 9 6  über das Vermögen des 
Arbei t gebers der Konkurs erö f fnet oder l iegen 
die e i nem solchen g l e i chzuha l tenden Ums t ände 
( I nsolvenz im S inne des I ESG ) vor ,  so ha t d e r  

Arbei t nehmer den Ab fert igungsarispruch gemäß § 
1 3a Abs . 1 Z 5a BUAG binnen sechs Monat en nach 
der Au f forderung durch d i e  Baua rbe i t er­
Urlaub s - und Ab fert igungskas s e  gemAß § 1 3 f  
Abs . 2 BUAG bei son s t igem Verfa l l  geltend z u  
machen . Die vors t ehenden Bes t immungen s i nd 
auch anzuwenden ,  wenn zwar die Eröf fnung des 
Ans chlußkonkurses oder d i e  Eins t e l lung des 
Ausgleichsver f ahrens nach § 69 Abs . 1 der 
Ausgleichsbrdnung , BGB I . 11 Nr . 2 2 1 /1 9 3 4  in 
der j ewe i l s  gelt enden Fassung , nach dem 3 1 . 
Dezember 1 9 9 6  s tatt fi ndet , die j ewei l s  
vorausge�angene Erö f f fung des 
Aus g l e i chsverfahrens j edoch vor diesem 
Zei tpunkt er folg t e .  

° 
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Gel t endes Recht 

( 3 )  Bei Vorl i egen der Vorau s s e t zungen des Abs . 
2 h at  der Insolvenz -Aus f a l l ge l d - Fonds de r 
Ur l a ubs - und Ab f er t i gungska s s e  j ene 
Ab f ert igungs zahl ungen zu e r s e t zen ,  die d i ese 
z u r  Au s zahl ung gebracht ha t , wenn der 
Arb e i t nehmer zul e t z t  bei ei nem Arbei tgeber 
bes chd f t i g t wa r ,  der im S i nne des § 1 Abs . 1 
I ESG in solvent ,  i s t . Hat d i e  Urlaubs - und 
Ab f e rt igungskas s e  d i e  Arbei tnehmer eines 
s o l chen Arbei tgeber s  bezüg l i ch i hrer 
Abf ert i gungen zur Ganze abgerechnet , ha t s i e 
d i e s e  ausbe zahl t en Bet rage unter Anf ügung der 
en t s prechenden Nachwe i s e  
ka l endervi ert e l j ahr l i ch beim I n solven z ­
Aus f a l l g e l d - Fonds gel t end z u  machen . Die 
vors t ehenden Bes t immungen s i nd auch 
a n z uwenden " wenn zwa r  d i e  Eröf f nung des 
Ans chl ußkonkurses oder d i e  Eins tellung des 
Aus g l ei chsve r fahrens nach § 69 Abs . 1 AO nach 
dem 3 1 . Dezember 1 9 9 5  s ta t t f indet , die j ewei l s  
vorausgegangene ErOf f fung des 
Au s g l e ichsve r f ahrens j edoch vor diesem 
Zei tpun k t  e r f o l gt e . 
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( 3 )  Be i Vor l i egen der Vorau s s e t zungen des Abs . 
2 ha t der Insolvenz-Aus f a l l g e ld- Fonds der 
Url aubs - und Abfert igung s ka s s e  j ene 
Abfert igungs zahlungen zu erset zen , die d i e s e  
zur Au s zahlung gebra cht ha t ,  wenn der 
Arbe i t nehmer zulet z t  bei einem Arbe i t gebe r 
bescha f t i gt  wa r ,  der im S inne des § 1 Abs . 1 
I ESG i n s o lvent i s t . Ha t d i e  Urlaubs- und 
Ab fer t i gung s ka s s e  d i e  Arbe i tnehmer eines 
sol chen Arbe i t gebers bezüg l i ch ihrer 
Abfert i gungen zur Gän z e  abgerechne t ,  ha t s i e  
diese au sbezahl t en Bet rage unter An fügung der 
ent sprechenden Nachwe i s e  
ka l endervier t e l j ährl i ch beim Insolvenz ­
Aus fa l l g eld - Fonds ge l t end z u  machen . D i e  
vors t ehenden Bes timmungen s i nd auch 
anzuwenden , wenn zwar die ErO f fnung des 
Anschl ußkonkurses oder d i e  E i n s t e l l ung des 
Ausg lei chsve r fahreris nach § 69 Abs . 1 AO nach 
dem 3 1 . Dezember 1 9 9 6  s t at t f indet , die j ewei l s  
vorausgegangene ErO f f fung des 
Aus g l e i chsverfahrens j edoch vor diesem 
Zei tpunkt erfo l g t � .  
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T E X  T G E G E N Ü B E  R S T E L  L U N G 

A r t  i k e I V 
Urlaubsgese t z  

Gel t endes Recht 

§ 2 .  ( 2 ) Der Anspruch au f Urlaub entsteht 
in. den ersten s echs Monaten des ersten 
Arbei t s j ahres im Verhal tn i s  zu der im 
Arbe� tsj ahr zurückgelegten Diens t zei t ,  nach 
s echs Mohaten i n  vol ler Höhe . Ab dem zweiten 
Arbe i t s j ahr ent s t eht der gesamte 
Urlaubsanspruch mit Beginn des Arbeitsj ahres . 

§ . 9 . ( 1 )  Dem Arbei tnehmer gebührt eine 
Ent schadigung i n  der Höhe des noch . 

. aus s tehenden Urlaubsentgeltes , wenn das 
Arbe i t sverhäl t n is nach Ent stehung des 
Url aubsanspruches ,  j edoch vor Verbrauch des 
Urlaubes endet durch : 

1 .  Entlassung ohne Verschul den des 
Arbei t nehmers ; 

2 .  begründeten vorzeit igen Austri tt des 
Arbe i t nehmers ; 

3 .  Kündigung s e i t ens des Arbei tgebers , wenn 
d i e  Kündigungs fris t  weniger a l s  drei 
Monate betragt ; 

Dok.Name i · UrlG_TGO/km6/abtl 

Entwurf 

§ 2 .  ( 2 )  Der Anspruch au f Urlaub ent steht 
i n  den ers t en sechs Mona t en des ers ten 
Arbe i t s j ah�es im Verhä l t n i s  zu der i� 
Arbe i t s j ahr zurückgelegten Dienst z e i t , nach 
sechs Monaten in vol ler Höhe . Ab dem zweiten 
Arbe i t s j ahr ent s t eht der gesamte 
Urlaubsanspruch mit Beginn des Arbei t sj ahres . 
Der Ur laubsanspruch wird durch Zeiten ,  in 
denen ke in Anspruch au f Entgel t  besteht , 
nicht verkürzt , sofern geset z l i ch nicht 
ausdrückl ich anderes bes t immt wird . 

§ 9 .  ( 1 )  Dem Arbeitnehmer gebührt eine 
Ent schädigung in der Höhe des noch 
aus st ehenden Urlaubsentgel tes , wenn das 
Arbe i t sverhä l tnis nach Ent stehung des 
Urlaubsanspruches , j edoch vor Verbrauch des 
Urlaubes endet durch : 

1 .  Ent lassung ohne Verschulden des 
Arbeitnehmers ; 

2 .  begründeten vorze i t igen Aus t r i t t  des 
Arbe i t nehmers : 

. 

3 .  Kündigung s e i t ens des Arbei tgebers , wenn 
die Kündigungs fri s t  weniger a l s  drei 
Monate betragt : 

. 
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T E X  T G E G E N  Ü B E  R S T E L  L U N G 

Url aubsge set z 
Gel t endes Recht 

4 .  Künd igung s ei t ens des Arbe i tgebe rs , wenn 
d i e  Künd igungs frist mindes t e ns dre i Monat e  
betr�gt und de r Urlaub während der 
Kündigung s f r i s t  nicht verbraucht werden 
konnte oder dem Arbei t nehmer der 
Urlaubsverbrauch wahrend der Kündigungs f ri s t 
n i cht zumutbar war ; 

5 .  Zei tablauf und e i nvernehml iche Lösung , 
wenn berei t s  mehr a l s  d i e  Hä l f t e  des 
Url aubsj ahres vers t r i chen i s t ; 

6 .  Kündigung s e itens des Arbe i t nehmers ab 
dem zwe i t en Arbe i t s j ahr , wenn bere i t s  mehr 
a l s  d i e  Häl f t e  des Ur laubsj ahres verstrichen 
i s t . 

DQK.Name i  UrlG_TGO/km6/abt l 

Entwurf 

4 .  Künd igung s e i t ens des Arbei tgebers , wenn 
d i e  Kü nd i gungs f ri s t  mindestens drei 
Mona t e  be t rägt und der Urlaub während 
der Kündigungs fri s t nicht verbraucht 
Herden konn t e  oder dem Arbei tnehmer der 
Urlaubsverbrauch während der 
Kündi gungs f r i s t  ni cht zumu t bar war ; 

5 .  Zei tabl a u f  und einverneh�l i che Lösung , 
wenn bere i t s  mehr a l s  d i e  Hä l f t e  des 
Urlaubs j ahres verstrichen i s t ;  

6 .  Kündi gung s e i t ens des Arbei tnehmers ab 
dem zwe i t en Arbe i t s j ahr ; wenn bere i t s  mehr 
a l s  die Hä l f t e  des Urlaubs j ahres vers trichen 
i st . 
I s t  zum Zei tpunkt der Beendigung des 
Arbe i t sverhä l t nisses O der Arbei tnehmer an der 
Diens t l ei s t ung verhindert , ohne daß der 
Anspruch auf das Entge l t  zur Gänze 
fortbes t eht , so i s t  bei Berechnung der 
ürlaubsentschiidigung das ungesch .. nälerte 
Entgel t  zugrunde zu legen , das zum 
Beendigungs z e i t punkt bei Fort fal l der 
Diens tverhinderung zugestanden wAre . 
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T E X  T G E G E N Ü B E  R S T E L  L U N G 

Urlaubsgeset z 
Geltendes Recht 

§ 1 0 .  ( 1 )  Dem Arbei tnehmer gebührt e ine 
Abfi ndung . wenn das Arbei t sverhä l tn i s  vor 
Verbrauch des Urlaubes endet und kein 
Anspruch auf Urlaubsent schädigung bes t eht . 
Die Abf indung bet rägt für j ede Woche seit 
Beg i nn des Urlaubsj ahres , in dem ein Urlaub 
nicht verbraucht wurde , ein 
Zwei und f ün f z igstel des Url aubsentgeltes . 

Pok.Name: UrlG_TGO/km6 /abt l 

Entwurf 

§ 1 0 .  ( 1 )  Dem Arbei tnehmer gebührt e ine 
Abfindung , wenn das Arbe i t sverhä l tnis vor 
Verbrauch des Urlaubes endet und kein 
Anspruch au f Urlaubsent schädigung bes t eht . 
Di e Abfindung bet rägt für j ede Woche seit 
Beginn des Url aubsj ahres , in dem ein Urlaub 
nicht verbraucht wurde , ein 
Zwe iundfünf z igstel des Urlaubsentgeltes . Bei 
Berechnung der Urlaubsabf indung i s t  § 9 Abs . 
1 l e t z ter Sat z s inngemäß anzuwenden . 

§ 1 9 . ( 3 )  § 2 Ahs . 2 ,  § 9 Ahs . 1 und § 1 0  
Ahs . 1 dieses Bundesgesetzes i n  der Fassung 
des Bundesgeset zes BGBl . Nr . 1 9 9 5 /  . • •  t reten 
mit 1 . 12 . 1 9 9 5  in Kra ft und gel ten ab dem 
Url aubs j ahr , das im Jahr 1994  begonnen hat . 
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A r ti k e l  V I  

GSVG - G e l t ende Fas sung 

§ 2 6 3 . ( 1 )  Es t reten in Kra f t : 

1 .  b i s  4 .  unverändert . 

( 2 )  D i e  in Abs . 1 Z 4 genannten Best immungen 
s i nd ab dem I nkra f t t reten nur au f 
Ver s icherung s f A l l e  anzuwenden , in denen der 
S t i chtag nach dem 3 0 .  Juni 1 9 9 3  l i egt . 

( 3 ) unver4ndert . 

G SVG - vorgesch l agene Fa s sung 

§ 2 63 . ( 1 )  Es treten in Kraf t :  

1 .  bis 4 .  unver4ndert . 

.. 

• 

• • 

( 2 )  Die in Ahs . 1 Z 4 genannten Best immungen 
s i nd ab dem I nkra f t t reten nu r au f 
Ver s i cherungs fal l e  anzuwenden , in denen der 
s t i chtag nach dem 3 0 .  Juni 1 9 9 5  l i egt . 

( 3 )  unver4nde�t .  

§ 2 6 4 . § 2 6 3 Abs . 2 i n  der Fas sung des 
Bundesgeset zes BGB l . Nr . xxx t r i tt am 
1 .  J4nner 1 9 9 6  i n  Kra f t . 
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Geltende Fa • •  ung 

A rt i k e l  V I I 

Arbsiterkammorg ••• ta 1992 

i...J.SA : 
neU 

F ••• ung da. Entwurf • •  

Arbaiterkammerg ••• tx 1992 

L..!S..d: 

Bef ragung der Kammer zugehörigen 

§ 4 5a . ( 1 )  Die Arbe i t erkammern und die BundesAr­

be itskammer s ind im S inne des Daten­

schutzgesetzes . 8GB l .  Nr . 565/197 8 ,  in der j e ­

we i l s  gel tenden FAs sung ermacht lgt ,  die zur 

Durchführung e i ner Be f rAgung der KammerzugehOr i ­

gen i m  JAhr 1 9 9 6  notwendigen personenbezogenen 

Daten ( §  4 5  •• II Üb 1.1"_ •• '''8'. IPO), · lK'Bl I'r 
. : � . :  

(9(:'1991; i du ;e. si!. ;gzl .... 1I 1l  1& Peu •• , ) zu 

ermi tteln und zu verArbeiten . 

( 2 '  Für die Mitwirkung der S�z iAlve�s icherungs ­

t rAget , der Kranken fOrsorgeeinr ichtungen und der 

Arbe itgeber bei der tr fAs sung der KammerzugehOri ­

gen g i l t  § 3l I ab ." ... 11_ . ... ' ....... lORi" :ggIU 
. .  ; . 

NT pE 'BUH, h dem jS'ssih ,eh •• ti •• 6 •• si'lA"" • ' 1  _, _ j .� . • • : 
s inngemAß mit der H�ßg�be. 

'
daß die ansonsten dem 

WahlbQro und den WalllbehOrden Qbert ragenen Aufga-
. 

ben von der Arbe lterkammer wahrzunehmen s ind. 
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S 100 Aba . 3 .  

( 3 )  S 9 3  Abs . 3 i n  der Fas sung des Bunde sgeset zes 

BGBI . Nr . 6 6 1 /1 9 9 4  tritt mit 1 .  JAnner 1995 in 

Kraf t .  

§ 100 Abs . 1 :  

( 3 )  § 3 4  i n  der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 

Nr . 3 14 / 19 9 4  tritt mit 1 .  Ju l i  1 9 9 4  in Kra ft . § 

9 3  Ahs . 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BOBI . 

Nr . 6 6 1 / 1 9 9 4  t r i t t  mit 1 .  JAnner 1 9 9 5  in Kra f t . § 

4 54 i n  der Fassung des Bundesgesetzes BGB l . Nr . 

XXX/ 1995 tritt mit 1 .  JAnner 1996 in Kra f t . -
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ASVQ Art i k e l  V I I I  

§ 33 Abs . 1 erster Satz : 

Die Dien�tgeber baben j eden von ihnen besch4 f t ig­

ten, i n  der Krankenvers icherung noch diesem Bun­

desges e t z  PfUchtveraicherten (VoUve rs icherte 

und in der Krankenversicherung Te i lvers i cherte) 

binnen dre i Togen noch Beginn der Pf l ichtvers i ­

cherung beim zua tAndigen TrAger der Krankenvers i ­

cherung anzume lden und binnen drei Togen noch dem 

Ende der P f l i chtvers icherung bei diesem abzume l ­

den . 

5 82 Aba .  4 :  

neu 

ASVQ 

5 33 Aba . 1 erster Satz ! 

Die Diens tgeber haben jeden von ihnen beschA f t ig- · 

ten, in der Krankenversicherung noch diesem Bun-
.,  

deagese t z  Pf l ichtvers i cherten ( Vollvera icherte 

und i n  der Krankenvers icherung Tei lvera icherte J 

unter Bedachtnahme ou f 5 450 Arbeiterkammergesetz 

1992 , BGBl . Nr . 626 / 1 9 9 1 ,  binnen drei Togen noch 

Beg inn der Pf l ichtversicherung beim zustAndigen 

TrAge r der Krankenversicherung anzumelden und 

bi nnen d re i  Togen noch dem Ende der P f l ichtvera i­

cherung bei diesem abzumelden . 

S 82 Aba . 4 ,  

( 4 )  Soweit die Vers icherung.t rAger zur Mi twi rkung 

an der OUrch fQhrung der den Arbe iterkammern und 

der Bundesarbeitskammer Obertrogenen Au fgaben 

durch Erhebung , Speicherung .und We itergabe von 

Daten gemAß 5 4 50 Arbe i terkammergeaetz 1992 

verpfl iehtet s ind , gebOhrt ihnen z�r Abgeltung 

der Kos ten e ine VergOtung, deren HOhe der Bundes­

min ister fOr ArheH und Soziales im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister fOr Finanzen nach Anhörung 

der bet e i ligten Ste llen festsetzt . 
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S 460 c zweiter SotZ I 

Zu den i hnen �9set z l ich Qbert regenen Au fgaben 

zäh l t  Auch die Oberml tt lung der bei der Ei nhebung 

der im § 270 des Krankenanstaltengeset zes vorge ­

s ehenen Kos tenbe i t r4ge notwendigen Daten . 

.L5ßl :  

n eu 

5 4 60 c zweiter Satz: 

Zu clen i hnen geset z l ich Qbertragenen Au fgaben 

zAh l t  auch die Oberm i t t lung der be i der Erhebung 

der im § 27a des Krankenanstaltengesetzes vorge ­

sehenen Kos tenbe i t räge und der gemAß S 450 Arbe I ­

terkammergesetz 1 9 9 2  zum Zwecke der Er fas8ung der 

KammerzugehOrigen notwendigen Date n . 

� ;  

§ 5 6 0 . Die 5 5  3 3  Abs . 1 ,  82 Aba . « und 4 60c i n  

d e r  Fas s ung d e s  Bundesgesetzes 8GBl . Nr . XXX/ 1995 

t reten mit 1 .  Jänner 1996 i n  Kraft .  

, 
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A r t i k e l  IX 

Beamten-Kranken- und UDfally.r� lch.rung.g ••• t z  

5 12 Ab� . 1 :  

U )  Die Dienetgeber U ·  1 3 )  haben wAhrend des Be­

s tandes der Veraicherong j ede fOr d iese bedeut­

same Änderung im Diens tverhA l t ni s ,  wie Änderung 

der Beitragsgrundlage, Unterbrechung und Wieder­

e i n t r i t t  des Ceha l tsanspruches ,  Antritt und Dauer 

alnee Urlaubs gegen Einstellung der BezOge, bin­

nen e iner Woche der Vers icherungsanstalt zu mel ­

den . 

L.lli: 
neu 

Beamten-Kranken- und Unfall".rlll icherung8ge.etz 

S 12 Ahg . 1 :  

( 1 )  Die Dienstgeber ( §  1 3 ' haben w,!hrend dea Be­

standes der Vers icherung j ede für diese bedeut ­

same Änderung im DienstverhAltn i s .  wie Änderung 

der Be i t ragsgrundlage, Unterbrechung und Wieder­

e intritt des Gehaltsanspruches, Antritt und Dauer 

eines Urlaubs gegen Einstel lung der BezOge, bin­

nen einer Woche unter Bedachtnahme au f S 4 5a Ar­

beiterkammergesetz 1 9 9 2 , ooB1 . Nr . 6261 199 1 ,  der 

Vers icherungsanstal t  zu melden . 

.5.....21.A: 

Vergütung für die Mitwirkung an fremden Aufgaben 

5 27a . Sowe i t  d i e  Ver s icherungsanstalt zur Mit ­

w�rkung an der DurchfOhrung der den Arbeiterkam­

mern und der Bundesarbeitskammer Qbertragenen 

Aufgahen durch Erhebung , Speicherung und W�i ­

tergabe von Daten gem4ß 5 45a Arbeiterkammer� 

geset z 1992 verpf Uchtet ht, gebOhrt ihr zur 

Abgel tung der Kosten e ine VergQtung, deren HOhe 

der Bundesmin ister fOr Arbei t  und Soziales im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister fOr Fl'nanzen 

nach AnhOrung der bete iligten Stellen faehetzt . ·  
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5 1590 zweiter Satz : 

Zu den i hr geset z l ich Qbertrcgenen Aufgaben zAh l t  

auch öie Übermitt lung d e r  be i der Ei nhebung der 

im S 270 de8 Kronkenans tal tengesetzes vorgese­

henen Kos t enbeitrAge notwendi gen Dat en . 

s.....llJt : 

neu 

5 1590 zweiter Satz : 

Zu den ihr gese t z l ich Obertragenen Au fgaben zAhlt 

Auch d i e  Obermitt lung der bei der Erhebung der im 

5 27A des Krankenanstal t engeaetzes vorgesehenen 

Kostenbe i t rllge und der gemaS 5 450 Arbei terkam-
, 

merges e t z  1992 zum Zwecke der Erfas sung der 

Kammerzugeh6rigen notwend igen Daten . 

.L.ll.Q.: 

§ 1 8 0 . Die 5 5  12 Aba . l ,  27a und 1 590 in der Fas ­

sung des Bundesgesetze8 8GB1 . Nr . XXX/ 1995 treten 

mit 1 .  JAnner 1996 in Kraft . 
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